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17. Dezember 1995Barbara Schinwald, Gitte Cerjak

Anläßlicb der ationalratswahl am
17. Dezember 1995 bat das Uni Aktuell
den Wissenscbaftsspreeherlnnen der der­
zeit im Nationalrat vertretenen Parteien
sieben Fragen zum Thema Bildungspoli­
tik zur Beantwortung vorgelegt.
Es antworteten (in alpbabetischer Rei­
benfolge):
( NR Dr W. Brauneder rDr die F
( R Univ Prof Dipl VW Dr D. Lukescb.. .

ftirdie OVP
( NR Dr K. Motter rDr das LIF
( R Dr M. Petrovic ftir die Grünen
( R HK Dir Dr J. Stippel rDr die SPÖ

Die Zusammenfassungen dieser Antwor­
ten bat das Uni Aktuell dem TU INFO
freundlicherweise zur Verrligung gestellt.
Wir drucken sie hier ab, damit Ihr Euch
ein Bild davon machen könnt, wie es
weitergeben könnte, wenn die Koalition
XY zustandekommt.
Diese Wahlen werden die Universitäts­
politik der näcbsten Zeit docb in großem
Maße mitbestimmen.

Wie können Sie sich eine zukünftige
Regelung der Familienbeihilfe vor­
stellen?

"Eine Streichung der Familienbeihilfe ab
19 Jahren - wie dies die sPö vorgeschlagen
hat - kommt für mich nicht in Frage", meint
Lukesch (ÖVP), Er sei vielmehr stolz darauf,

daß die ÖVP
eine Alters­
staffelung der
Familienbei­
hilfe durch­
setzen kon-

:l: nte, Sein Vor­
~ schlag zu
Seiner gerech­
~ ten Regelung
~ bei der
g Familienbei­
~ hilfe für

Dieter Lukescb (ÖVP) Studenten
wäre eine

Begrenzung auf 25 Jahre plu , je nach durch­
schnittlicher Studiendauer, zwei oder drei zu­
sätzliche Toleranzsemester, ähnlich der Regel­
ung im Studienförderungsgesetz.

Die bereits angesprochene SPÖ bzw ihr
Wissen chaftssprecher Stippei spricht sich
jedoch auf un ere Anfrage hin für eine Bei­
behaltung des Status quo und omit gegen
Kürzungen aus,

- ein Wahltag

Die Grünen lehnen eine Streichung der
Familienbeihilfe ab und halten auch das
derzeit diskutierte Modell, nach dem die
Familienbeihilfe nur mehr für die Mindest­
studiendauer plus ein Semester ausbezahlt
werden soll, für realtiätsfremd, da die
Studien doch durchschnittlich mit 28,3
Jahren beendet würden. Petrovic tritt daher
für eine Beibehaltung der bisherigen Rege­
lungein.

Auch die Freiheitlichen können sich keine
Änderung der Familienbeihilfe in Hinblick
auf Studierende vorstellen.

Einzig das Liberale Forum spricht sich für
eine gänzlich neue Regelung aus. Motter
hält es für sinnvoll und notwendig, bei den
direkten Transferleistungen im Familien­
bereich auf die Einkommmenssituation zu
achten. Nur wenn die Eltern aufgrund ihres
Einkommens ein von Geschwi teranzahl
und Alter abhängiges Existenzminimum für
ihre Kinder nicht aus eigenen Kräften
leisten könnten, tünde ihnen eine staatliche
Beihilfe in der Höhe der Differenz zu. So
würden die zur Verfügung stehenden Mittel
zielgerecht zum Einsatz kommen und
gewährleistet sein, daß für jene genug
vorhanden sei, die es wirklich benötigten.

Welche Position nimmt Ihre Partei zu
Studiengebühren ein?

Grundsätzlich abgelehnt werden Studienge­
bühren von der SPÖ und von den Grünen,
Letztere wollen die Möglichkeit de Hoch­
schulbesuchs keinesfalls von den Einkom­
mensverhältnissen der Eltern abhängig
sehen.

Die ÖVP denkt laut über Studiengebühren
nach. Ihrer Meinung nach ollte das Thema
nicht tabuisiert werden, vielmehr sollte man
mit den Studierenden in Ruhe über Zielset­
zung und Verteilung diskutieren. Eine
soziale Staffelung sei jedoch unabdingbar,
der freie Hochschulzugang dürfe nicht
durch einen sozialen numerus c1ausus
gefährdet werden.

Eine Einführung von Studiengebühren zum
Stopfen von Budgetlöchern wird vom

Liberalen Forum deutlich abgelehnt. Über
die Notwendigkeit von Studiengebühren als
Ausgleich im Sinne sozialer Gerechtigkeit
läßt sich seiner Ansicht nach erst diskutie­
ren, sobald konkrete Modelle vorliegen.

Die Freiheitlichen sind gegen Studiengebüh­
ren innerhalb der Normalstudienzeit. sehr
wohl jedoch bei Studienzeitüberscbreitung,

wobei über
Details noch
zu sprechen
sei. Es solle
in Hinblick
auf die Uni­
versitätsauto­
nomiekeine
staatliche
Studiensteu­
er geben,
sondern
einen im

WiUy Brauneder (FPÖ) Bereich der
Autonomie

(UniversitätIFakultät) festzusetzenden
Solidaritätsbeitrag mit Zweckbindung für
Studierende - dies allenfalls auch ab dem
dritten Semester (nach einer "Gratis­
Eingangsphase").

Wie soll ein zukünftiges
Finanzierungsmodell f'ür Universitä­
ten aussehen?

"Ein zukünftiges Finanzierungsmodell sollte
so differenziert sein, daß es nicht in zwei
Sätzen darstellbar ist", meint dazu Motter
(LIF). Jedenfalls sollte der Autonomie der
einzelnen Universitäten höchste Priorität
eingeräumt werden.

Konkretere Vorstellungen hat daschon die
ÖVP. Ihrer Meinung nach gelten hierbei
zwei. wesentliche Eckpfeiler. Einerseits die
staatliche Grundau~stattung, denn "Bild­
ungsinvestitionen sind Investitionen in die
Zukunft, in die Ausbildung und Chancen der
Jugend, aber auch in die Forschungs- und
Wettbewerbsfähigkeit Österreichs"
(Lukescb), sowie eine Drittrnittelfinanzier­
ung andererseits. Diese könne nur erreicht
werden, indem man den In tituten und Uni­
versitäten den - auch rechtlichen - Spiel-
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Madeleine Petrovic (G)

ren sollen, ondern daß der Staat bewußt
Anreize zur on-Profit-Forschung (z.B.
Risken der Gentechnologie, alternative
Energiequellen) bietet.

Was soll Ihrer Meinung nach eine
Universität in Zukunft leisten bzw
bieten?

Auch das Liberale Forum hält die Sicherung
der Unabhängigkeit von Lehre und For­
schung für eine Selbstverständlichkeit. "Al
bewährtes Mittel zur Absicherung" emp­
fiehlt dessen Wissenschaftssprecherin, "eine
starke liberale Kraft in der Parteien­
landschaft, beispielsweise da Liberale
Forum".

Für Brauneder sollen die Universitäten der
Zukunft Stätten eines "abrufbaren Wissens
und der zukunft orientierten Forschung"
sein. An den Unis ollen Forschungs­
ausbildung und damit im Zu ammenhang
wirtschaftliche Berufsausbildung geboten
werden.

Für die Liberalen soll die Universität der
Ort setn, an dem eine Gesellschaft über sich
elbst nachdenkt. Reflexionsfahigkeit und

Neugier
dürften nicht
v rlorenge­
hen. Gleich­
zeitig dürfe
jedoch nicht
verges en
werden, daß
der Struktur­
wandel der
Wirtschaft in
Verbindung
mit einem

K1ara Motter (LIF) verschärften
internationa­

len Wettbewerb dazu geführt hätte, daß ein
hoher Standard von Wissenschaft, For­
chung und Technologie wahrscheinlich

zum entscheidenden Wettbewerbsfaktor in
der internationalen Arbeitsteilung geworden

Lukesch kennt niemanden, der die Sicher­
stellung der Unabhängigkeit von Forschung
und Lehre ernsthaft in Frage stellt. Der
Artikel 17 des Staat grundgesetze von
1873 reiche als Garant für die Freiheit von
Wissenschaft und Lehre auch weiterhin aus.
Eine Freiheit ohne Verantwortung sei für ihn
jedoch schwer vor teIlbar, und zur Ein­
forderung dieser Verantwortung könne man
in Österreich noch einiges machen.

Johann Stippei (SPÖ)

Die Freiheitlichen sehen den Zusammen­
hang von Lehre und Forschung unabdingbar
für das Niveau der Lehre owie für den
Forschungsnachwuchs. Daher sei eine
strikte Unabhängigkeit von Forschung und
Lehre im Sinne einer Autonomie analog zur
Marktwirtschaft nötig.

Für Petrovic ist die Unabhängigkeit von
Forschung und Lehre ein demokrati cher
Grundwert und soll weiterhin ge ichert sein.
Dies bedeute aber ihrer Meinung nach auch,
daß nicht nur ökonomische "Profitbereiche"
(Gentechnologie, Kernfusion etc) dominie-

"Ganz bestimmt" ist die kurz-bündige
Antwort des sozialistischen Bildungs­
sprechers StippeI.

Die Grünen sehen Einsparungen im
Bildungsbereich als den falschen Weg bei
der Budgetkonsolidierung, da dadurch die
Zukunftschancen der heutigen Jugend
beschnitten würden.

Unabhängigkeit von Forschung und
Lehre - ein Wert, der weiterhin.
gesichert werden soU?

Lukesch selbst bezeichnet sich als "dezi­
dierter Gegner jeder Art von numerus
c1ausus oder Zwang beschränkung". Er hält
es jedoch für wichtig, die lnfonnations- und
Orientierungsphase am und vor Studien­
beginn zu verstärken und auch die Möglich­
keit zum Studienwechsel flexibler zu
gestalten. So könnten Fehlvorstellungen
vom Studium frühzeitig korrigiert werden.
Weniger Drop-Outs, höhere Absolventen­
zahlen und effizientere Universitäten
würden nach Meinung der ÖVP den freien
Hochschulzugang am besten gewährleisten.

Auch die
SPÖ hält ein
Wahlergeb­
nis am 17.
Dez.,
welches
sicherstellt,
daß ohne sie
nicht regiert
werden kann,
für unabding­
bar.
Die Sozial­
demokraten

würden den freien Hochschulzugang
gegenüber ÖVP und Freiheitlicht:Jl garantie­
ren, da diese "offen über die Einführung
eines numerus c1au us reden" (Stippet).

Nach Ansicht Motters darf es bei den
nächsten Wahlen keine Mehrheit für eine
ÖVP-F-Koalition geben. Die konservativ­
elitären Bildungsk<>nzepte der genannten
Parteien hält Motter für die derzeit größte
Bedrohung eines freien Hochschulzugangs.

Den Norstellungen der SPÖ zufolge sind
Universitäten auch zukünftig weitestgehend
von öffentlicher Hand zu finanzieren.
Privat-(Elite-) Universitäten seien laut
Stippei abzulehnen.

Wie kann Ihrer Ansicht nach der
freie Hochschulzugang für die Zu­
kunft gewährleistet werden?

Für den freiheitlichen Wissenschafts­
sprecher kommt weder numerus dausus
noch Aufnahmeprüfung in Frage. Auch
Anfang studiengebühren seien nicht
geplant. Sein Wunsch wäre es, die Studien
so zu gestalten, daß Studierende spätestens
nach dem zweiten Semester erkennen
können, ob eine Studienfortsetzung innvoll
sei. Dazu sollte auch eine bessere Vorschu­
lung durch die AHS beitragen.

"Bildung ist eine gesellschaftliche, daher
staatliche Aufgabe", meint Brauneder,
daher könne es keinen Rückzug aus der
Universitätsfinanzierung geben. Für Private
sollte es jedoch nach Ansicht der Freiheitli­
chen wesentliche steuerliche Erleichterun­
gen bei Forschungsfinanzierung und
Studienstipendien geben.

Die Grünen
würden sich
hinsichtlich
der Drittmit­
telfinanzierung
mehr Trans­
parenz und
eine größere
Autonomie
der Universi­
täten auch in
Finanzfragen
wünschen.
Da diese Fin­

anzierungsform in Österreich jedoch nur
eine marginale Größe (etwa 2,6%) aus­
macht, wird es auch weiterhin die Aufgabe
des Staates sein, die Universitäten zu
finanzieren.

raum gebe, sich selbst um Finanzierungs­
möglichkeiten umzuschauen. International
gesehen gebe es dafür viele erfolgreiche
Beispiele.
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"Die VOB der OVP gepIutoo~~
bOhren werde man nicht durch höhere
StipeDdien alJS8leic)aeD ~6Dnen. Dies er­
klirte W"lI'tSChaft.aminister Jobanocs
Ditz•.." und "Der ·Scbtls.I~Ditz-Plan·

ebt eineso~~tulations­

gebGbr" am Begian Studiums vor. Als
UDteIJ1'C8Ze dafIr lUlIIIlIe Ditz S S.OOO.-"

Bel geu.er Lektire fdeR eiaige
iderspriiche auf:

Die P antwortet zur zweiteD Fnp
(Studie11aeblbren), daß sie gegen eiJ}e
Binführung derselben innerhalb der
" ormalSlUdienzeit" (Mindest­
studiendauer? Stipendienbemessungs­
daber? DurchscbniUsdauer?) sei. und meint
damit eine staadiche Studien teoer, pricbt
aber von einem "Solidaritltsbeitr81 ...
allenfall ... ab dem dritten Semester" -
was im Bndeffekt auf dasselbe hinausläuft.
nämlich: zahlen bitte.

Auf die F.... 1 (f'amilieDbeihilfe) ant­
wortelStippelknapp:"Beibebahungde
Status quo - also keine Kilriungen."
Dazu eine Information aus dem Kanzler­
programm der sm: Pamilienbeihilfe für
Studenten auf Regelstudiendauer bescbräD­
ken. Vereinbeitlichung der PamiUenbeihil­
fe auf mittlerem iveau durch Abschaffung
der Altersstaffel.

F.... 4: Freier BochsebDbupog:
Die Bildungssprecher von LIF und sPö
treten in schöner Geschlossenheit wahl­
werbend als Garanten für einen freien
Hocbschulzugang gegenüber einer mögli­
chen OVP-P-KoaIitioD auf. da diese beiden
Parteien "offen über einen numerus cl~us
reden" ~ ppel). Der BUdunpspRCber der
OVP dagegen venic~ selbst "dezidier­
ter Gegner jeder Art VOB n\llDel'US cl
zu sein.
Vielleiebt i die Lösuag .
sprudIs' in... örtcbeo •
findell. Aaderetseits' Dr tut b nicht
als Privatperson. soodem al Bildun,
sprecher SClDn' Partei befrqt wonleP.

Das bier ist eine untendeDziöse Zusam~
menscbau der gefaxten Antworten der
Bildungssprecber. Wenn der Eindruck
entstebt, daß auf die Meinungen eini­
ger Parteien mehr eingepngen wird al
auf die der anderen, liegt nur an
der Ausführlichkeit der Beailtwortung
was möglicherweise R.Uc blUsse
darüber erlaubt, wie wichtig die
Studierenden genommen werden.

Für die Freiheitlichen sehen die Verbesse­
rungen wie folgt au : eine großzügigere
Anrechnung von Auslandsstudien sowie
iene Steigerung des Angebotes an Gast­
professoren (nicht zuletzt auch durch einen
besseren Austausch) und schließlich ein
Anrecht auf Freisemester zu Forschungs­
zwecken, insbe ondere auch für Auslands­
forschung.

Auch das Liberale Forum ieht es für
selbstverständlich an, die österreichischen
Hochsch\lIen verstärkt zu internationalisie­
ren.

Auch Stippei hält eine Internationalisierung
der Hochschulen für unbedingt erforderlich.

Laut Meinung der ÖVP sollte die Interna­
tionalisierung der Hochschulen auf zwei
Ebenen stattfmden: einerseits hinsichtlich
der Forschung und des
Wi senschafteraustauschs, andererseits auch
auf Studentenebene. Viele erfolgreiche
Ansätze gebe es ja bereits, ie müßten
jedoch in Zukunft n~h ausgebaut werden.

~1tßE. STOOCNTeN ~
SEID~ eTw#\S
<1&JÜ4SN1ER- IMIt
'S6tlT l>oaf,W'F 'U4~r
es ~s ~f,a,eJ (fHT.'
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Der Ansicht der SPÖ zufolge sollten die
Universitäten die Voraussetzungen dafür
bieten, daß die Studierenden kürzer, dabei
jedoch effizienter studieren können. Die
Grundlagen dafür seien eine Novellierung
der Studiengesetze, bessere Nutzung
vorhandener Ressourcen, vielleicht ogar
eine Einteilung des Studienjahres in Trime­
ster.

Nach Meinung der Grünen sollten sich die
Universitäten tärker als bisher den zentra­
len Fragen der Gegenwart zuwenden und
auch "Gegenforschung" betreiben, eine
Forschung also, die dort Antworten sucht,
wo herkömmliche, von der Industrie
finanzierte Forschung nicht ucht: Antwor­
ten etwa auf die ökologische Herausforde­
rung, die des kommenden Informationszeit­
alters oder die der großen MigrantInnen­
ströme.

"Gerade für Kleinstaaten wie Österreich",
meint Petrovic, "ist ein gutes Hoch­
schulwesen von strategischer Bedeutung im
internationalen wirtschaftlichen Konkur­
renzkampf'. Österreichs Hochschulen
müßten daher verstärkt Anschluß an
internationale Entwicklungen suchen. Dies
bedeute auch die sofortige, von den Grünen
seit langem geforderte und immer wieder
urgierte Einführung des passiven Wahlrech­
tes für ausländische Studierende bei den
ÖH-WahJen.

Auch die ÖVP vertritt den Standpunkt, daß
der internationale Aspekt in Zukunft stärker
in den Vordergrund treten müsse. Zudem
sollten die Universitäten das intellektuelle,
kritische Gewi sen der Gesellschaft,
Institutionen der Bildung, Zentren der
Forschung und des Fortschritts und die
berufsvorbereitenden Bildungsstätten für
die Jugend sein.
Darüber hinaus glaubt Lukescb, daß sich
die Universitäten mehr um ihre Absolventen
kümmern und ver tärkten Kontakt zu ihnen
und der Praxis halten sollte, sie einbinden
und mitreden lassen sollte, um aus ihren
Erfahrungen lernen zu können.

SoDen ÖSterreichs Universitäten
verstärkt internationalisiert werden?

ist. "In einem modemen Wirt chaft y tem
müssen die Universitäten für ein hohe
Qualifikationsniveau sorgen, um die
Innovation kraft und damit die Wettbe­
werbsstärke aufrecht zu erhalten", so
Motter.
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